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bei Antwort bitte angeben

Dorothee Feller

Bericht zum Thema: „Sachstand zum Disziplinarverfahren gegen 
den Lehrer F. nach der WDR-Dokumentation“
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 8. Juli 2026

Auskunft erteilt:
Frau Kallenberg
Telefon 0211 5867-3578
bernadette.kallenberg@msb.nr

w.de

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Sachstand zum 
Disziplinarverfahren gegen den Lehrer F. nach der WDR- 
Dokumentation“ für die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung 
am 8. Juli 2026.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag

Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf 
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nrw

Postanschrift:
Ministerium für
Schule und Bildung NRW 
40190 Düsseldorf
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen

„Sachstand zum Disziplinarverfahren gegen den Lehrer F. nach 
der WDR-Dokumentation“

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 8. Juli 2026

Unter Bezugnahme auf den schriftlichen Bericht der Landesregierung für 
die Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 11. Dezember 
2024 bittet die Fraktion der FDP um Informationen zum Sachstand der 
dienst- und disziplinarrechtlichen Verfahren gegen die Lehrkraft F.

Aufgrund der Verpflichtung des Dienstherrn zum Schutz sensibler 
personenbezogener Daten können im vorliegenden Bericht keine 
näheren Auskünfte zur konkreten Personalangelegenheit erfolgen. In 
Anbetracht der Informationsrechte der Abgeordneten des Ausschusses 
für Schule und Bildung werden unter Wahrung des in 
Personalangelegenheiten geltenden Datenschutzes nachfolgende 
Informationen zu den gestellten Fragen übermittelt:

Seit der Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen Herrn F. wurden 
unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben des Disziplinargesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen die erforderlichen umfangreichen 
Ermittlungen durch die zuständige Bezirksregierung Düsseldorf geführt. 
Dabei waren sowohl die belastenden und die entlastenden Umstände zu 
ermitteln. Im Laufe des Verfahrens wurden Zeuginnen und Zeugen 
gehört, Dokumente ausgewertet, Auskünfte anderer Behörden eingeholt 
sowie alle Mittel ausgeschöpft, um eine Aufklärung des Sachverhalts 
herbeiführen zu können. Nach den sehr umfangreichen Ermittlungen 
konnte das Disziplinarverfahren gegen den Beamten mittlerweile 
bestandskräftig abgeschlossen werden.

Die Vorwürfe gegen Herrn F. haben insgesamt ein hohes mediales 
Interesse hervorgerufen. Sachverhalte, die - wie hier - im 
Zusammenhang mit belastenden Vorwürfen gegen einzelne Personen im 
starken Fokus der Medien stehen, sind stets geeignet, an der betroffenen 
Schule für Unruhe zu sorgen - bis hin zu einer Störung des 
Schulfriedens. Sie können Unsicherheiten in der Schulgemeinde 
hervorrufen oder auch Auswirkungen auf den Unterrichtsbetrieb haben.
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Im vorliegenden Fall wurden unterschiedliche Maßnahmen ergriffen, um 
einen ungestörten Schulalltag aufrechtzuerhalten. Neben 
organisatorischen Entscheidungen wurden auch Gesprächsangebote für 
das Kollegium und die Lernenden durch den schulpsychologischen 
Dienst unterbreitet. Zudem fand bereits im November 2024 ein Gespräch 
mit Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums für Schule und 
Bildung und der Bezirksregierung statt, das allgemein als hilfreich und 
entlastend wahrgenommen wurde.

Hinsichtlich der Frage, welche Schlussfolgerungen aus dem Fall für 
Prävention, Aufklärung und schulaufsichtliches Handeln im Umgang mit 
extremistischen Tendenzen im schulischen Raum gezogen werden 
können, ist darauf hinzuweisen, dass sich die Landesregierung losgelöst 
vom Fall des Herrn F. gegen jede Form von extremistischem Verhalten 
stellt und hierzu bereits zahlreiche Maßnahmen initiiert hat.

So ist das Ministerium für Schule und Bildung in verschiedene Projekte 
zur Aufklärung von Lehrkräften sowie Schulsozialarbeiterinnen und - 
arbeitern eingebunden. Hierzu gehören beispielsweise die Vortragsreihe 
der Landeszentrale für politische Bildung „Islam von Islamismus 
unterscheiden“ sowie die Zusammenarbeit mit Projekten des 
Ministeriums des Innern zur Aufklärung von Schülerinnen und Schülern 
vor extremistischen Gefahren.

Zudem entstand der Wunsch von Lehrkräften und Schulaufsicht nach 
einer komprimierten Übersicht zum Thema Islam und Islamismus. 
Hierauf hat das Ministerium für Schule und Bildung reagiert und ein 
neues Kapitel zum Thema Islamismus für das 
Krisenpräventionshandbuch in Zusammenarbeit mit dem Ministerium 
des Innern sowie mit Vertretern der Wissenschaft erstellt. Dieses wird 
derzeit dem Layout des Krisenpräventionshandbuchs angepasst und 
nach Fertigstellung dem Kapitel „Information zu Extremismus, 
Verschwörungsmythen und Radikalisierungsprozessen“ online 
hinzugefügt. Weitere Ergänzungen zum Thema Extremismus sind 
geplant.

Darüber hinaus wurden den Bezirksregierungen 54 neue Stellen zur 
Systembezogenen Extremismusprävention zugewiesen. Hierdurch ist 
eine zusätzliche Möglichkeit für Schulen geschaffen worden, sich 
umfassend über Fragen zum Extremismus beraten oder beispielsweise 
auf pädagogischen Tagen informieren zu lassen.


